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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/10465/23

01 - Büro der Oberbürgermeisterin
Frau Bode Datum: 

12.01.2023

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Öffentliche Daseinsvorsorge gehört in öffentliche Hand! Kein Verkauf von 
städtischen Beteiligungen an private Investoren" (Antrag der SPD-Fraktion vom 
12.01.2023, eingegangen am 12.01.2023)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 31.01.2023 Verwaltungsausschuss

Ö 02.02.2023 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

s. Antrag „Öffentliche Daseinsvorsorge gehört in öffentliche Hand! Kein Verkauf von stäti-
schen Beteiligungen an private Investoren“ (Antrag der SPD-Fraktion vom 12.01.2023, ein-
gegangen am 12.01.2023)

Beschlussvorschlag:

s. Antrag „Öffentliche Daseinsvorsorge gehört in öffentliche Hand! Kein Verkauf von stäti-
schen Beteiligungen an private Investoren“ (Antrag der SPD-Fraktion vom 12.01.2023, ein-
gegangen am 12.01.2023)

Anlagen:

Antrag „Öffentliche Daseinsvorsorge gehört in öffentliche Hand! Kein Verkauf von stätischen 
Beteiligungen an private Investoren“ (Antrag der SPD-Fraktion vom 12.01.2023, eingegan-
gen am 12.01.2023)
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:



Stadtratsfraktion  
im Rat der Hansestadt Lüneburg 

Auf dem Meere 14-15 
21335 Lüneburg 

 

Tel.: 0 41 31/23 28 59 
Fax: 0 41 31/33 104 

Sparkasse Lüneburg 
IBAN: DE49 2405 0110 0057 0502 54 
BIC: NOLADE21LBG 

 

Vorsitzende: 
Andrea Schröder-
Ehlers 

 Email: info@spd-ratsfraktion-lueneburg.de 
Internet: www.spd-ratsfraktion-lueneburg.de 

• • • 

– 

 
 

SPD Stadtratsfraktion – Auf dem Meere 14-15 – 21335 Lüneburg   
Frau 

Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 

Hansestadt Lüneburg 

Am Ochsenmarkt 1 

21335 Lüneburg 

 

 

 

 

  

   12. Januar 2023 

 

Öffentliche Daseinsvorsoge gehört in öffentliche Hand! Kein Verkauf von 
städtischen Beteiligungen an private Investoren.  

 
Sehr geehrte Oberbürgermeisterin Kalisch, 

 
der Rat der Hansestadt Lüneburg möge beschließen: 

 
Der Verkauf von städtischen Beteiligungen zugunsten von Einmalerlösen 

wird grundsätzlich ausgeschlossen. 
 

Begründung 
Die insgesamt 27 städtischen Beteiligungen der Hansestadt bilden eine zentrale Säule 

unserer öffentlichen Daseinsfürsorge. „Alle Beteiligungen erfüllen nach Maßgabe des 
NKomVG öffentliche Zwecke im Interesse der Hansestadt Lüneburg“ 

(VO/7618/18/ 22.01.2018) und sind somit eine Kernaufgabe kommunaler 
Selbstverwaltung.  

Der Terminus des luxuriösen Tafelsilbers, welches meistbietend verkauft werden 

könne, ist daher völlig ungeeignet. Beteiligungen wie die Lüneburger 
Wohnungsbaugesellschaft GmbH (Lüwo) oder die Gesundheitsholding Lüneburg GmbH 

auch nur in Teilen zu privatisieren, schwächt dauerhaft die soziale und ökonomische 
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– 

Handlungsfähigkeit. So würde die jährliche Gewinnausschüttung reduziert und 

maßgeblicher Einfluss der Hansestadt beschränkt werden.  
Der Impuls öffentliche Unternehmen zu privatisieren ist im Zuge des Neoliberalismus 

nicht neu [und scheint bei einer zentralen Ratsfraktion in der ersten Krisensituation 
wieder entfacht worden zu sein (siehe Ratsdebatte zum Haushalt 2023. 20.12.2022).] 

In Lüneburg wurde bislang, ganz im Gegensatz zu anderen Städten wie z.B. Dresden, 
diesem fehlgeleiteten Zeitgeist widerstanden. Als Rat der Hansestadt Lüneburg sind 

wir gerade in herausfordernden Zeiten aufgerufen, an die Beschäftigten, Mieterinnen 
und Mieter, Patientinnen und Patienten unserer Gesellschaften ein deutliches Zeichen 

der Kontinuität und Nachhaltigkeit zu senden: Kein Verkauf an private Investoren 
zugunsten eines Strohfeuers in Form von einmaligen Verkaufserlösen!  

 

		
Mit freundlichen Grüßen 
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Fachbereich 2 Lüneburg 20.01.2023 
22 Betriebswirtschaft & Beteiligungsverwaltung, Controlling ø 3569 
Herr Sporleder, Bereichsleiter 
 
 
 
Antrag der Stadtratsfraktion SPD vom 12.01.2023 
 
>Öffentliche Daseinsvorsorge gehört in öffentliche Hand! Kein Verkauf von städtischen 
Beteiligungen an private Investoren.< 

Der Rat der Hansestadt Lüneburg möge beschließen: Der Verkauf von städtischen 
Beteiligungen zugunsten von Einmalerlösen wird grundsätzlich ausgeschlossen. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Hansestadt Lüneburg ist aktuell an 23 Unternehmen unmittelbar bzw. mittelbar beteiligt (siehe 
Anlage mit Stand 01.01.2023), welche allesamt einen öffentlichen Zweck im Bereich der 
öffentlichen Daseinsvorsorge und der Versorgung verfolgen und in Zusammenarbeit mit der 
Verwaltung für die Bürgerinnen und Bürger und die lokale Wirtschaft ein umfangreiches 
Leistungsangebot erbringen. 
 
Die Jahresergebnisse für das Geschäftsjahr 2021 sind in Summe positiv. Der 
Gesamtjahresüberschuss über alle Beteiligungen beträgt für das Geschäftsjahr 2021 rd. 13 Mio. ¬ 
bei einem Umsatzvolumen von rd. 410,3 Mio. ¬ (siehe Anlage Auszug aus dem Beteiligungsbericht 
für das Haushaltsjahr 2023) 
 
Damit stellen die städtischen Beteiligungen mit ihren rd. 3.950 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
einen wichtigen Wirtschaftsfaktor für Stadt und Landkreis dar, von dem die Unternehmen und 
deren Beschäftigte in der Region Lüneburg profitieren. 
 
Die Diskussion um Privatisierungen von öffentlichen Unternehmen ist nicht neu. Zwar können 
durch die Veräußerung von Gesellschaftsanteilen bzw. ganzer Gesellschaften kurzfristig 
Einzahlungen für den städtischen Haushalt generiert werden, der kommunale Einfluss auf die 
Daseinsvorsorge wichtiger Bereiche wird dafür nachhaltig sinken.  
 
Der Verkauf von Gesllschaftsanteilen an einen privaten Investor geht mit einer Einschränkung von 
Rechten und Einfluss für die Hansestadt Lüneburg als Eigentümerin einher. 
 
Bei einem möglichen Verkauf von Anteilen der Lüneburger Wohnungsbau GmbH als kommunalem 
Wohnungsbauunternehmen an einen Dritten beispielsweise könnten zwar Einzahlungen generiert 
werden, zugleich würden aber zahlreiche Rechte und Einflussmöglichkeiten beschränkt werden. 
Darüber hinaus würde auch der Anspruch auf mögliche Gewinnausschüttungen sinken. 
 
Bei einem möglichen Verkauf von Anteilen werden die Mitbestimmungsrechte, insbesondere im 
Aufsichtsrat und in der Gesellschafterversammlung zu Gunsten eines externen Dritten 
eingeschränkt. 
 
Selbstverständlich kann es auch geboten sein, in Abstimmung mit anderen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts Gesellschafterstrukturen anzupassen, um die Finanzströme der 
Gesellschafter an die Gesellschaften umzuschichten. So in den letzen 2 Jahren zwischen der 
Hansestadt Lüneburg und dem Landkreis Lüneburg durch die Veräußerung von jeweils 24,9% 
Gesellschafteranteilen der Gemeinnützigen Bildungs- und Kulturgesellschaft Landkreis und 
Hansestadt Lüneburg mbH und der Theater Lüneburg GmbH an den Landkreis Lüneburg 
geschehen. Es ist jedoch festzustellen, dass die Anteile weiterhin in Gänze in öffentlicher Hand im 
Sinne der Daseinvorsorge verbleiben. 
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Neben dem sinkenden Einfluss in den Gesellschaftsgremien sind grundsätzliche Fragen zu 
beantworten, welche erheblichen Einfluss auf die Entscheidung über eine Veräußerung von 
Anteilen haben, exemplarisch wie folgt: 
 
 
Wert der Gesellschaftsanteile bzw. der Gesellschaft 
Veräußerung zum Nominalwert oder gutachterliche Bewertung z.B. nach dem 
Ertragswertverfahren. Welche Einzahlungshöhe zu welchem Zweck ist gewünscht bzw. wird 
erwartet. 
 
 
Gemeinnützigkeit und Steuerrecht 
Was bedeutet eine Veräußerung gemeinnütziger Unternehmen. Strebt der private Investor 
Gewinnausschüttungen an, wodurch die Gemeinnützigkeit gefährdet wird (verdeckte 
Gewinnausschüttung, rückwirkende Aufhebung der Gemeinnützigkeit mit entsprechenden 
Steuerpflichten). 
 
 
EU-Beihilferecht 
Bei der Veräußerung von Gesellschaftsanteilen an private Dritte handelt es sich um einen 
Vorgang, der beihilferechtlich zu würdigen ist. Das Gesellschaftsvermögen ist selbstverständlich 
der Hansestadt Lüneburg zuzurechnen, womit entsprechend der Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
Anwendung findet, d.h., das Beihilferecht ist einschlägig und das Kriterium der Marktkonfirmität ist 
zu prüfen1. 
 
 
 
Die städtische Beteiligungslandschaft ist in den zurückliegenden Jahren stetig gewachsen. Alle 
Beteiligungsgesellschaften erfüllen nach Maßgabe des NKomVG öffentliche Zwecke im Interesse 
der Hansestadt Lüneburg und ihrer Stadtgesellschaft. Eine Veräußerung von 
Gesellschaftsvermögen an private Dritte ist nicht zu empfehlen. 
 
 
 
 
Kosten für die Erstellung: 125 ¬ 
 
 
 
gez. 
Sporleder 

                                                           
1 Rn. 89 Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV 





















Frank Soldan
Vorsitzender der
FDP-Fraktion im Rat
der Hansestadt Lüneburg
Tel.: 0172 4304242

frank.soldan@fdp-lueneburg.de

Frau Oberbürgermeisterin
Claudia Kalisch
Rathaus
21335 Lüneburg

Lüneburg, den 31. Jan. 2023

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,

zur Sitzung des Rates der Hansestadt Lüneburg am 02.02.2023 stellt die FDP-Fraktion zur
VO/10465/23 (Antrag der SPD-Fraktion “Öffentliche Daseinsvorsorge”) den folgenden
Änderungsantrag:

Der Verkauf von städtischen Beteiligungen zugunsten von Einmalerlösen soll vermieden
werden.

Die Begründung erfolgt mündlich.

Für die Fraktion

Frank Soldan

mailto:frank.soldan@fdp-lueneburg.de
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